
Urschrift 
Arbeitsgericht Heilbronn 
Aktenzeichen: 5 Ca 202/19 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

◄
Mdt.z. Ktn. 
Rücksprache 1 

Wiedervorlage ► 

DGB Rechtsschutz GmbH 

In der Rechtssache 

 

• Kläg. •

Erledigt 

Büro Heilbronn 

1 1. FEB. 2021 

.......................... 

Fristen + Termine / Bearbeitet 

··························· ······················· ··· .. _, __ ,_ 

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH 
Gartenstraße 64, 74072 Heilbronn 

gegen 

Stadt ...
vertr.d.d. Bürgermeister ... 

· Bekl. •

Proz.-Bev.:  

hat das Arbeitsgericht Heilbronn - 5. Kammer - durch den Direktor des Arbeitsgerichts ..., d. 
ehrenamtliche Richterin ... und d. ehrenamtlichen Richter ... auf die mündliche Ver­handlung 
vom 19.01.2021

für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Streitwert: EUR 6.508,80

4. Die Berufung wird nicht gesondert zugelassen.
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Entgeltgruppe 7 

Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die besonders hochwertige Arbeiten verrichten. (Beson­

ders hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die neben vielseitigem, hochwertigem fachlichen 

Können besondere Umsicht und Zuverlässigkeit erfordern.) 

Der Kläger erstellte im Dezember 2017 auf Veranlassung der Beklagten eine Stellenbeschrei­

bung (Anl. K6, BI. 21 ff. der Akte). Die Gemeindeprüfungsanstalt kam unter Zugrundelegung 

dieser Stellenbeschreibung am 09.01.2018 zum Ergebnis, dass die Tätigkeit in die Entgeltgrup­

pe 5 einzugruppieren ist (Anl. K7, BI. 27 der Akte). Nach Angaben der Beklagten hat die Ge­

meindeprüfungsanstalt diese Eingruppierung vor der mündlichen Verhandlung noch einmal 

mündlich bestätigt. 

Die Aufgaben der hauptamtlichen und nebenberuflichen Gerätewarte bei der Freiwilligen Feu­

erwehr B. sind in einer Dienstanweisung der Beklagten vom 03.11.2014 aufgeführt (BI. 16 f. 

der Akte). Neben dem Kläger sind ein nebenberuflicher (geringfügig Beschäftigter) und 7 

ehrenamtliche Gerätewarte eingesetzt. Die Einrichtung und die Aufgaben der Freiwilligen 

Feuerwehr sind in der Feuerwehrsatzung der Stadt B. vom 18.05.2017 geregelt (BI. 124 ff. der 

Akte). Der Gerätewart wird vom Feuerwehrkommandanten nach Anhörung des Feu­

erwehrausschusses im Einvernehmen mit dem Bürgermeister eingesetzt und abberufen. Der 

Gerätewart hat die Feuerwehreinrichtungen und die Ausrüstung zu verwahren und zu pflegen. 

Mängel sind unverzüglich dem Feuerwehrkommandanten zu melden. Der Gerätewart wird von 

Gerätebeauftragten in den Einsatzabteilungen unterstützt(§ 12 Feuerwehrsatzung). Der inner­

dienstliche Vorgesetzte bei der Stadt ist der Leiter des Teams Sicherheit und Ordnung. 

Der Kläger trägt vor, 

die von ihm ausgeübte Tätigkeit sei in die Entgeltgruppe 7 einzugruppieren. Er übe besonders 

hochwertige Tätigkeiten aus. Die von ihm verrichteten Tätigkeiten erforderten neben dem viel­

seitigen hochwertigen fachlichen Können besondere Umsicht und Zuverlässigkeit. Der Kläger 

müsse zusätzliche Seminare, Kurse und Prüfungen jährlich absolvieren. Er habe ein hohes und 

sehr breit gestreutes Fachwissen und damit einhergehend eine besondere Verantwortung. Er 

habe auch noch die Vorgaben der BGG/GUV-G 09.01.2002, Prüfgrundsätze für Ausrüstung 

und Geräte der Feuerwehr, zu beachten. Bereits die Anforderungen des Ministeriums für Inne­

res, Digitales und Migration und der Unfallkasse Baden-Württemberg zeigten, dass neben einer 
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sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten nach Zustellung 

dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Landesarbeitsgericht zu begründen. 

Der Berufungskläger muss sich vor dem Landesarbeitsgericht durch einen bei einem deut­

schen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen, insbesondere muss die Beru­

fungsschrift von einem solchen unterzeichnet oder bei Einreichung mittels elektronischen 

Dokuments nach § 46c ArbGG autorisiert sein. 

An seine Stelle kann auch ein Vertreter eines Verbandes (Gewerkschaften, Arbeitge­

bervereinigungen) oder eines Spitzenverbandes (Zusammenschlüsse solcher Verbände) 

treten, sofern er kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt und die Partei Mitglied 

des Verbandes oder Spitzenverbandes ist. An die Stelle der vorgenannten Vertreter kön­

nen auch Angestellte einer juristischen Person, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen 

Eigentum einer dieser Organisationen stehen, treten, sofern die juristische Person aus­

schließlich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder entsprechend deren Satzung 

durchführt und der Verband für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. Ist die Partei Mit­

glied eines Verbandes oder Spitzenverbandes, kann sie sich auch durch einen Vertreter 

eines anderen Verbandes oder Angestellten einer der oben genannten juristischen Perso­

nen mit vergleichbarer Ausrichtung vertreten lassen. 

Mit der Berufungsschrift soll das bei elektronischer Übermittlung erhaltene Original, an­

sonsten eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils vorgelegt 

werden. Die Geschäftsstelle des Landesarbeitsgerichts bittet, Schriftsätze in fünffacher 

Fertigung einzureichen. Dies gilt nicht bei Einreichung der Schriftsätze als elektronisches 

Dokument gemäß § 46c ArbGG. 

2. Für d. Bekl. ist gegen dieses Urteil ein Rechtsmittel nicht gegeben.

D. Vorsitzende:




